Präsidium 



Dem Flugblattleser ist es seit längerem 
bekannt: Die Studentenschaft führt zwei 
Prozesse gegen das Präsidium. 

Der Lis+enprozeß 

Im November verweigerte das Präsidium 
die Herausgabe einer Namensliate der 
Studenten an den AStA mit der mündli- 
chen Begründung, es bestehe die Gefahr, 
daß die Liste bei der Urabstimmung zum 
Streik verwendet werde. 

Auf Antrag des AStA ordnete das Verwal- 
tungsgericht (VS) Schleswig "einstwei- 
lig" die Herausgabe einer L z s t e an . M i t 
fadenscheinigen Argumenten legte das Prä- 
sidium Widerspruch ein: Nie habe es ver- 
weigert eine Liste herauszugeben, es habe 
halt nur die Liste noch nicht vorgelegen. 

Das UrabsKmmungs- Verbot 

Da nun die Sabotage der UA nicht so recht 
klappen wallte (eine Studentenliste braucht 
man nämlich gar nicht - ätsch!) holte 
- ferngesteuert aus Kiel - das Präsidium 
zum nächsten Schlag aus. Wie an praktisch 
allen Hochschulen des Landes, wurde auch 
an der MHb per "einstweiliger Anordnung" 
aer Studentenschaft untersagt, eine HA 
durchzufahren und "zur Teilnahme an auch 
gewaltlosen Störungen von Lehrveranstal- 
tungen" (Umfunktionieren, Diskussionen) 
"aufzurufen" . 

Unmittelbare, praktische Konsequenzen folg- 
ten aas lieser Anordnung nicht, -5a sie 
erst nach iinde der Abstimmung eintraf, bei 
der' die Stulentenscnaf t sieh bekanntlich 
; iegen Streik aussprach. 

Trotz des erheblichen Aufwandes und des 
ungewissen Ausganges, muß der AStA hier 
seinerseits eine Hauptverhandlung anstre- 
ben, da die Anordnung auf falschen Behaup- 
tungen beruht, und ein rechtskräftiges 
Urteil gegen die Studentenschaft uns auch 
die Proze^kcsten aufbrummen würde. 



Aussichten 



Beiden Prozessen kann man mit,' gedämpftem 
Optimismus' entgegensehen. Tn der 3iisten- 
angelegenheit hat sieh das rräsidium ziem- 
lich in den eigenen Fallstricken verheddert: 
hie Namen der Studenten erst zur Abschrift 
anzubieten, dann zu verweigern wegen'Angst 
vor Mißbrauch 1 , schließ] ich genau diese 
i. aiiitii nocn gar nionE vuri. legen zu naoen, 
das ist (hoffentlich) ein Purzelbaum zu- 
viel, als daß das Gericht dies als gerad- 
linige und korrekte Beamtenlogik durch - 
gehen lassen wird. 

Beim UA-Prozeß gingen die Kultus Juristen 
in Kiel und ihr langer Arm in Lübeck wohl 
davon aus, dai3 Studenten generell nicht 
von Studenten befragt werden dürften, auch 
nicht im Sinne eines 'Meinungsbildes ' . 
Doch siehe da, für alle Seiten unerwartet, 
beschloß das VG-Schleswig (bei dem glei - 
chen Streit an der Uni Kiel), daß gerade 
solch einem Meinungsbild rechtlich nichts 
entgegenstehe. La bei genau der gleichen 
Sachlage also dasselbe Gericht bereits 
einmal entsprechend entschieden hat, kann 
man auch für dicken rrozei,' hoffen. 

Vom Sinn „ jurisfischeir 
Klärungen " 

Pas Juristische Glatteis ist gefährlich: 
Zum einen weil man leichter einen Pro - 
zeß verlieren kann, als man glaubt, vor 

allem aber weil ein gewonnener Prozeß 
geitehrl icr.t II lue Ionen wecken kann. 



Zu naheliegend ist es, die Funktion der 
Justiz - gerade wenn sie sich ausnahms- 
weise gegen die staatlichen T-'achtappara- 
te wendet - mifizuvers tehen . 
Sie Justiz laviert in Ermessensspielräu- 
men. Per vergegebene gesetzliche Rahmen 
laüt bei der Kinzelf allbeurte ilung oft er- 
staunlich viel Raum, und zwar nicht nur 
beim Straf mal.- sondern auch bei der Pe Wer- 
tung grundsätzlicher politischer Probleme. 

3us-Kz. • Tortse+zung derTolifik 
irnif cx/idererv Mitteln 

Trotzdem gehen die Urteile meist in ein 
und dieselbe Richtung. Mit Verwunderung 
vermerkt es regelmäßig die links liberale 
bis linke Öffentlichkeit, wenn ausnahmswei- 
se mal nicht im Sinne der Staatsorgane oder 
bei Streitigkeiten zwischen den 'staatstra- 
genden 1 Parteien im Sinne konservativer 
Ideologie Hecht gesprochen wird. Dabei kann 
man durchaus davon ausgehen, daß die Urtei- 
le im allgemeinen den Intentionen des Ge - 
setzgebers entsprechen. 

(Die dritte Gewalt!?) 

Was passiert, wenn ein Gericht, wie z.B. 
jetzt das VG-Schleswig in Sachen Urabstim- 
mung, anders urteilt als vor. den nntschei- 
denen 1 pressure greups ' erwartet? Gerade im 
Fall der UA lieferte der Kieler Uni -Präsi- 
dent eine an Deutlichkeit kaum zu uberbie- 
tende 3 1 e 1 1 ungnahm e : 



Kieler Hochschulen wollen Schleswiger 
Entscheidung nicht hinnehmen 



• Das Präsidium der Kieler Uni- 
versität kündigte an, es werde 
alles tun, um „als Recht bestä- 
tigt zu bekommen, was wir im- 
mer dafür gehalten haben". 
Falls das geltende Hochschul- 
gesetz die Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts Schleswig 
jedoch decke, sei ein Hinweis 
dafür gegeben, was bei der No- 
vellierurig des Ho<h Schulgesetzes 
berücksichtigt werden müsse. 

Lübecker W&ckn'cHWk 
V6W Z./ti.» 




So ist es also zu verstehen, das Gebäude: 
des Rechts: Gemaclit wird es, so wie die 
Chefetagen (in Uni oder Industrie) und Re- 
gierungsbürokratien es haben wollen, Recht 
gesprochen wird im Sinne dieser Kacher, 
Und wenn nicht: dann muß das Gesetz eben 
zur Eindeutigkeit gebracht werden, bis 
auch solch ein Ausreißer unter den Richtern 
nicht mehr anders urteilen kann!! 

Unsere Aufgabe in der Verteidigung unserer 
Kechte besteht nicht primär darin i rozease 
zu führen und womöglich zu gewinnen. Wir 
müssen vielmehr immer wieder deutlich 
in ach u n , da lä u h fj diese A r ro g ; in •/. d e r X a cht 
nicht Inn [Ju ck mause r tum treiben wird, son- 
dern im Gegenteil unncru Bemühungen um das 
Hinbringen unserer Interessen verstärken 
wird. Dazu gehört wesentlich die Artikula- 
tion unserer iositionen sowie die argumen- 
tative Verankerung auch beim letzten S.tu- 
dt.nten vor allem aoer in der Gl' fentlich-r 
keit . 



An das 

Präsidium der 
Medizinischen Hochschule 

lübeck 

Katzeburger Allee 160 
2400 Lübeck 1 



Medizhische Hochschule Lübeck 

Allgemeiner Studentenausschuß 

Körperschaft des öffentlichen Rechts 

2W0 Lübeck, den 13.1.78 
Ratze burger Allee 160 
Tel. 0451/ 50012472 



Gegen Empfangsbekenntnis 





Betr.: Satzung der Studentenschaft 
Bezug : Ihr Schreiben vom 21.12.77 

Sehr geehrter Herr Präsident Klinke! 

t)^ stiidentenüarlament der MHL hat mit Beschluß vom 12.1.78 ein- 
stieg WiSerSÄ gegen den Erlaß einer Zwangssatzung vom 

n^ 1 ^,I!inRhde^tzun«en zwischen der zuständigen Aufsichtsbe- 

,,,,-Hirk Seitdem wurde die von der . Student enscnaix zux vx« 
ne^igung vorgelegte Satzung wiederholt als nicht genenmigungs- 
fähig abgelehnt. 

Die Entscheidenden Punkte waren und bleiben. 

an* ftileemeinpolitische Mandat der Studentenschaft 

: ürabSiiSmSa^SSd Vollversammlung als oberste demokratxsche 
Organe der Studentenschaft q +1 ^ pn tpn- 

- Finanzkontrolle durch den Haushaltsausschuß des Studenten- 
parlaments 

n** ctM^nf^üftrlament stellt dazu unmißverständlich klar, daß 
IT frotz des P Okt?oy einer Zwangssatzung an diesen Kernpunkten 
der studentischen Satzung weiterhin leathalt. , - 

Seit dem Beginn der Auseinandersetzung wird von Seiten der Auf 

^H + <?hPhnrde immer wieder behp.uptet ( so aucn im scüijsiuw* 
"^Äs ^« l W?6.76 ) , die Aufgabe der oben genannten Positxo- 
, pn qpi " lm Interesse der Studentenschaft", dir verweisen in 
^L»n Su-amm^haAg auf die Tatsache, daß sich die eindeutige 
Haltung das "Studentenparlaments der MHL über 4 Wahlperioden hin- 
weg in dieser Angelegenheit nicht geändert hat. Dies durfte Sie 
nicht erstaunen, nachdem die Studentenschaft der MHL im Januar 
1976 in einer Urabstimmung bei 70'/» Beteiligung mit 90* für diese 

Satzung gestimmt hat. ™-«j«ö ^ n^-r 7wRno-s~ 

Erlaubin Sie uns deshalb die Präge, wo Sie den Erlaß einer Zwangs 
titt^n* Mm Tntersse der Studentenschaft" sehen? Die Studenten- 
SSö? de* Klf weist diese Anmaßung mit Entschiedenheit zurück! 
Eine umfassende materielle und politische Interessenvertretung der 

Studenten bleibt für uns 

sozialen Lage der Studenten _ , , Q 

sich ständig verschlechternden Ausbildungssitua- 



angesichts der 
angesichts der 
tion 

und angesichts 



der fortschreitenden Einschränkung ihrer politi- 
schen und demokratischen Hechte . Ä j 
unverzichtbar! Das Studentenparlament wird deshalb auch keinerlei 
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Abstriche an den im Programm des demokratisch gewählten AStA 
festgelegten Aufgaben hinnehmen. 

Die Urabstimmung als Einrichtung zur Stellungnahme einer möglichst 
großen Zahl von Studenten zu wesentlichen Fragen ihrer Interessen- 
vertretung (z.B. Streik) wird im Kommentar des Kultusministers 
vom 25.11.74 als "urdemokratisch" bezeichnet. Die Studentenschaft 
der MHL teilt dieses eigenartige Demokratievers tänis nicht. Viel- 
mehr beweist die Tatsache, daß sich im November 1977 trotz eines 
Verbots 77$ der Studenten an einer Urabstimmung zum Streik betei- 
ligten, den Stellenwert und die demokratische Punktionsfähigkeit 
des höchsten Beschlußorgans der Studentenschaft. Die Reduzierung 
der demokratischen Willensbildung auf das Studentenparlament wird 
von der Studentenschaft als drastische Einschränkung ihrer demokra- 
tischen Grundrechte entschieden abgelehnt. 

Eine zusätzliche Finanzkontrolle durch einen Rechnungsprüfungs- 
ausschuß läßt sich nur als ein Versuch weiterer Reglementierung 
verstehen. Bei der unklaren Definition von Begriffen wie "Hoch- 
schulpolitik" oder "Politisches Mandat" wird die Finanzkontrolle 
erfahrungsgemäß als Hebel zur Einflußnahme auf die Inhalte der 
studentischen Interessenvertretung benutzt. Die Prüfung des Haus- 
halts durch einen Ausschuß des Studentenparlaments hat sich im 
Laufe mehrerer Jahre als völlig ausreichende Sicherung erwiesen. 

Die Studentenschaft der MHL wird aus den angeführten Gründen an 
den eingangs dargestellten grundsätzlichen Standpunkten weiterhin 
festhalten. 

Eine Satzung im Interesse der Studentenschaft liegt Ihnen seit 
Januar 1976 vor. 



Mit freundlichen. Grüßen 




( AfetA-Vorsitzender ) 



Dieser 'Brief wurde, 
am 41A.T-8 eins-Km- 
mig vom 6-l-w.olenren - 
-Parlament vertxb- 



Wirsi+zen im Hörsaal - und keiner kommt... \" 



In letzter Zeit häufen sich mal wieder die 
Beschwerden über organisatorische und per- 
sonelle Mängel bei verschiedenen Vorlesung- 
en und Praktika ( z.B. Arbeitsmedizin , Psy- 
chiatrie etc. ). Kanche Kommilitonen, die 
von einer großen TT ni nach Lübeck gekommen 
sind, hat es sicher überrascht, wie lässig 
man hierzulande die Umsetzung des Vorlesungs- 
verzeichnisses in die Realität handhabt. 
Oft lassen sich die Schwierigkeiten durch 
direkte Ansprache des Hochschullehrers (so- 
fern vorhanden) klaren. Allerdings wären 
Ymt3- bzw. Semestoraproeher sicher eine Hil- 
fe in selchen Situationen (ein erneuter An- 
lauf zu Beginn des nächsten Semesters ist 
vorgesehen). Sollten die Probleme nicht "im 
kleinen Kreis" gelöst werden können, dann 
ist die umgehende Information des AStA mit 
genauen Angaben üoer die akuten Sorgen an- 
frezeifit. tfichti.^ ist, Ihr :;uch im AStA 



nicht nur diffus üßer irgend jemanden abre- 
agiert (wofür wir zwar auch viel Verständ- 
nis haben), sondern mit Iiaten und Fakten die 
Grundlagen für ein weiteres Vorgehen schafft 
(Fräsidium, Studienausschuß etc.). 
Daran hat es in der Vergangenheit oft. geha- 
pert, sodaß sich die Damen und Herren Pro- 
fessoren und Organisatoren in ihrer Schlurig- 
keit nicht gestört sahen. Dies sollten wir 
in Zukunft ändern. , 
Bei allem, was man mit Recht an Prof. üenßges 
persönlichem Stil und politischen Äußerungen 
kritisieren muii (s. ürdnungoverf ahren ! ) - un- 
bestritten ist sein Praktikum der Orthopädie 
hervorragend organisiert, der Lerneffekt ist 
überdurchschnittlich und das Prüfungsklima 
scheint sich in letzter Zeit auch zu bessern. 

Also , es geM &/\fe*(ocir cturJo Quader^ [ 



DIE 60%-KLAUSEL 

oder : Über die Vorteile einer zentral regulier 
baren DurcirvfaUquo+e 




Dag Mrt-?rüfungssystem hat seine Tücken, 
Ohne Zweifel weraen dorx medizinische Pak- 
ten abfragt und doch hat das mit dem k 
klinischen Betrieb wenig zu tun. _ 
Man paukt sich eine Menge Wissen ein, *eiß 
nie so recht, ob man viel oder wenig weiß 
und besteht dünn "durchschnittlich oder 
auch «Oberdurch.cr.nittlich''. °P*J£ ft 
zeigen die Anf ordarungen in «l .;r k JinU ,hen 
]>rH-/hi, .iii^ man für diesen Borelch eigent 
lieh faät gar nicht gelernt hat. 
So gewinnt mancher den hindruck die lru 
furzen hätten «u wenig ab/betragt. Und in 
die -m Sinne stimmt das aucn! Denn: Die 
Sepien Bind nicht »u leicht, sondern 
sie fragen etw is ganz anderes als man für 
die Klinik braucht. 



Die AO-"ovelle ändert an diesem Dilemma 
überhaupt nichts. Im Gegenteil: Es ist be- 
absichtigt die Anforderungen erheblich 
heraufzuschrauben, als ob sich dadurch, das 
meist fehlende anwandbare Wissen 
vermehren ließe. Nur wer 6o# aller Fragen 
zutreffend beantwortet hat, Soll in Zukunft 
bestanden haben. [,aru!e Zeit war auch die 
He;;elun,r "b-jy Landen riit bu\. richtigen -Ant- 
worten pro Fach" in der !) iiikua:sion* 
Das Institut für M«d IzJ niache und Pharma- 
zeutische irüfunrn fragen (IMIP) in Kainz 
hat anhand der alten Kxamina ausgerechnet, 
welche Durch ['aliquoten sich in den bishe- 
rigen 6 Kxarnina nach diesen beiden Hegelun- 
gen ergeben hätten: 



Tab.: Die Durchfall quoten nach der verschärften Bestehensregel. 



Termin 



Durchfallquote 

nach 
§ 14 d. AO 



weniger als 
6o % in der 
Gesamtprüfung 



weniger als 5o% 
in mindestens 
einem Fach ^_ 



Ergebnisse der ärztlichen Vorprüfung 



August 1974 
März 1975 
August 1975 
Haras 1976 
August 1976 
März 1977 



6,2# 
1o,o# 
14, 7# 
11, 7# 

16,7# 



2o,8# 
29,3*5 
34,9* 

28, 
4o,7^ 



1 



22, 1# 
35, 5# 
31, 5# 
31 .7% 

28,6^ 
40,156 



Ergebnisse des ersten Abschnitts der ärztlichen Prüfung: 



August 1974 
Marz 1975 
August 1975 
März 1976 
August 197Ö 
Kar? 1977 



1,8^ 
2,5# 
4,2# 

3,3# 
5,6# 



9,3* 
13, 8# 
19,1% 
23,6% 

15. 5# 
26 , 0/5 



2,6:^ 
4,5* 
7,9# 
9,o# 
7,1* 
17,7* 



Ergebnisse des zweiten Abschnitts der ärztlichen Prüfung: 



August 1976 
März 1977 



6,7a: 
5,3% 



3,5% 
3,2% 



Zahlen nach: H.J.Kr-eemer <Dire^tor des IMPP> 

in: Klinikarzt mit Medizinstudent fo,noi i'j/V; 



uie Zahlen sind alarmierend! ..achdem ohne- 
hin die Durchf all quote von 1TM bis 1977 
erheblich gestiegen ist (Physikum von 6,2J& 
auf 1 1>', Y/ö , " 1 .Teil von t,f auX " 5,6>o),hatte 
sie nach der 6e%^egelun-? im Harz 77 beim 
Physikum über Aof> und beim ' l.'fell' 26% be- 
tragen. Bei den ausländischen Kommilitonen 
wird die Durch!' aliquote bei ca.bo-7o> lie- 
gen! ! 

Zu Beginn aer Novell ierere i auuerte sich 
das Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Sesun-iheit (BMJF3) es "liegen bisher 
noch keine ausreichenden Erfahrungen vor, 
auf die eine Änderung des Systems der Be- 
wertung der schriftlichen Prüfung, wie sie 
Von verschiedenen Seiten gefordert worden 
ist, aufbauen könnte ."( 1 .Entwurf v. 26. 11. 76) 
Im 2. EntwurfC 2o.7.77) war ebenfalls keine 
Änderung vorgesehen, weil "die vorliegenden 
noch nicht" ausreichen, ßann aber bringt 



im November 77 der dritte Entwurf die 60/- 
Klausel. Trotz mangelnder Erfahrungen folgt 
das BMJPG den Forderungen des Westdeutschen 
Medizinischen Fakultätentages, des Wissen- 
schaftsrates und des 80. Deutschen Arzteta- 

K 3 *ist anzunehmen, da« sowohl uem Arzte tag 
als auch all diesen "unabhängigen Oremien, 
die großenteils mit Vertrttern der Arzte- 
verbände besetzt sind, nicht nur klar war, 
welch enorme Durchfallwelle sie auslosen, 
sondern das genau dies sogar beabsichtigt 
ist. In den, Schriften zur Jtanaespolitik 
wurde wiederholt eine versenarfte Selek- 
tion unter den Medizinstudenten gefordert, 
um durch Senkung der Studentenzahlen die 
Verhinderung der "drohenden Arzte schwemme 
und damit die langfristige Sicherung der 
Arzteeinkommen zu erreichen. In ihren Re- 
solutionen und Stellungnahmen an das BKoI'G 



taucht dieses Argument natürlich nicht auf. 
Vielmehr, behauptet der "unabhängige Sach- 
verstand" ohne jeden 1 Beweis, das Niveau 
der Studenten sei zu niedrig. 
Nun wird aber die Durchf aliquote auf 27% 
durchschnittli.ch( bezogen auf März 77), 
viermal höher liegen als in den USA (6,556 
Kai 77), deren einheitliche MC -Irü" fangen 
als rigoros gelten und international den 
Huf eines hohen Standards genietien (Kraemer 
a.a.O.). Wie diese Verschärfung das an - 



geblich zu niedrige N 
bleibt ein völliges K 
mehr zu befürchten, a 
know how angeht - hie 
schaffen wird. Im Geg 
Druck zum Erlernen de 
tenviG^en^ , wird noch 
"Klinisch Lenken und 
Bei der Verschärfung 
F-rüfungsf oriti kann ja 
äquate V ruf ungs form n 



iveau beseitigen soll 
ätsel. Es steht vi elf 
äö - was klinisches 
r Keine Abhilfe ge- 
enteil: stärkerer 
s atomisierten Fak - 
weniger Zeit lassen, 
Handeln" zu lernen, 
einer inadäquaten 
wohl nicht eine ad- 
e raus kommen! ! 



/ 'zum z/£l£ £/a/£A <7£/t£csmc/v 

f AUSL£S£ tAiSrtr /*^ÜFL/A/qS' 
£ AVfG43£ rÜA S/f Ali£ C,i.£/CH- 
% Ki£rr£W J/£ AÜ* 0£N ÖAVM. 
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„Der Ring Christlich Demokratischer Studenten 
wird zusammen mit anderen demokratischen Kräf- 
ten dafür sorgen, daß in der Bundesrepublik Deutsch- 
land der Boden für dieses Ungeziefer unfruchtbar 
wird!" (RCDS-Flugblatt, Regensburg, 5.6.75) 



„Auch wenn 90 % der Hamburger Studenten sich 
für das (allgemein) politische Mandat aussprechen 
würden, hätte das rechtlich überhaupt keine Bedeu- 
tung. Glücklicherweise kann man in unserem Rechts- 
staat mit Mehrheiten nicht alles machen." (RCDS- 
Flugblatt Hamburg, SS 76) 




Kinopreisermä ßigung 

Nach einigen Schwierigkeiten besteht nun 
die Kinopreißermäi'sigung für Studenten in 
allen Lübecker "inos. T'ie Kinobesitzer ha- 
ben diese Regelung zunächst auf ein Vier- 
teijfihr begrenzt, und machen die Fortführ- 
ung von den 3 tudenten2ahlen in den Vor- 
stellungen abhängig. 

Bei der derzeitigen Qualität dt.-s Filman- 
gebots kann man allerdings nicht damit 
rechnen, daß die Besucherzahlen von Stu- 
denten nun sprunghaft ansteigen. 

Kine Möglichkeit , die Situ- 
ation etwas zu bessern, wäre ein Angebot 
des Zentral-K ino-üesitzers (sofern er sich 
noch daran erinnert .) auf zugreifen . Er zeig- 
te sich bere i t , Pi Im vorschlage entgegenzu- 
nehmen und einen Tag der Woche dafür ein- 
zuräumen (für den Pall.daß das Interesse 
groü ist). Wir sollten uns deshalb darum be- 
mühen , Vi 1 mvur:.5chi;ige zuurirircenzu tragen , die 
dem 7,v.n Lral-K i no vorgelegt werden können. 
( l'M 1 mt i p;; im A 3 t A- Mü ro abgeben). 
Vielleicht wird':) waa. 



An der Medizinischen Hochschule Lübeck ist infoige der 

Berufung des derzeitigen Stelleninhabers an eine andere 
Universität der Lehrstuhl für 

Psychiatrie (AH 4) 

zum 1. 3, 1978 neu zu besetzen. 

Der Stelleninhaber ist Letter der Abteilung für Psychiatrie 
innerhalb des Konservativen Zentrums dieser Hochschule 
und hat das Fachgebiet Psychiatrie in Forschung und Lehre 
zu vertreten. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen (Lebenslau*, 
Schriftenverzeichnis, Sonderdrucke) sind bis zum 31. 1. 1978 
zu richten an das Präsidium der Medizinischen Hochschule 
Lübeck, Ratzeburger Allee 160, 2400 Lübeck 1. 



! Der bundesweite 6'treiK 




0 



Der erste bundesweite Streik in der Ge- 
schichte der Studentenbewegung hat hohe 
wellen geschlagen. Auch wenn CDU und 
RODS et.al, immer noch - nach dem Motto, 
daß nicht sein kann, was nicht sein darf- 
behaupten werden, der Streik fand nicht 
statt, er sei gescheitert. Niemand, der 
politisch ernst genominen werden will, 
kann den großen politischen Erfolg; der 
Kampf maß nahmen der Studenten leugnen. 

Gescheitert ist die Konzeption der bil - 
dungspolitischen großen Koalition aller 
Bunde-: r::-^ei. :,. HRG und LHO chne 
Peibun-sverluste durchzusetzen und die 
Studenten durch Terrorismushetze und Iso- 
lierung von der arbeitenden Bevölkerung 
zum Aufgeben und zur Resignation zu 
zwingen. Durch diese Rec hnu ng hat der 
S treik einen dicken Strich gemacht. 

'RICHTIG EINSCHÄTZEN 

Sicherlich wäre es verfehlt, den Erfolg des 
Streiks allein daran messen zu wollen, ob 
die studentischen Forderungen an HRG/ L: IG 
jetzt durchgesetzt sind. Angesichts des 
gesamtgesellschaftlichen Kräfteverhält- 
nisses, des überwiegend einheitlichen Kurses 
von CDU/ CSU , SPD und FBP-FOhrung auf Abbau 
demokratischer und sozialer fechte, wäre 
eine solche Erwartung von der Wirkung des 
Streiks überzogen und illusionär. Aber 
gerade wegen dieses gegenwärtigen gesamt- 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisses sind 
die positiven Wirkungen des bundesweiten 
Streiks nicht hoch genug einzuschätzen. 
1. He r bundesweite Streik war die bisher 
größte und einhe itli chste Massenaktion , 
die massivste Ablehnung von HRG und LUG 's 
durch Studenten und die übrigen Hochschul - 
angehörige n. 

- An- 145 Hochschulen wurde gestreikt, auch 
selbst an RODS- Hochburgen wie Bochum und 
Paderborn, an 16 weiteren wurden Aktions- 
tage durchgeführt, lediglich 10-15 haben 
(oft aufgrund zu hoher ^uoren) nicht ge- 
streikt, so z.B. Kiel und Heidelberg. 
Uber 500 000 Studenten machten mit. 

- An über 40 Demonstrationen nahmen weit 
mehr als 100 C0Q Studenten teil, abzüglich 
dor mitdemonstrierenden Arbeiterjugend- 
lichen und Gewerkschafter. 

- An 87 Hochschulen wurden f ) e m ok rat i s c he 

0 ege Tthoc h schu len aufgebaut mit (vorsich- 



tig gerechnet) über 55CO durchgeführten 
Alternatiweranstaltungen. 

- Während es im So noch als eine Sensation 
durch den bundesdeutschen Blätterwald 
rauschte, daß in Kamburg auf der Demo 500 
Hochschullehrer mitdemonstrierten, hat 
dieses Beispiel jetzt Schule gemacht : 
Die eigenständige und stärkere Beteili- 
gung von Hochschullehrern an den Streik- 
akti vi täten fand ihren Ausdruck auch ia 
zahlreichen Hochschullehrerblocks auf den 
Demos in Stuttgart, Hamburg, Bielefeld 
und anderswo. 

ISOLIERUNG STAKT IK DURCHBROCHEN 

2. Kit dem bundesweiten Streik hat der Ver- 
such der CJU/CGU, der Sri)- und FDP- Püning 
■3ie Stude nten ge sellschaftlich zu iso- ... 
tieren, sie i n e i nen Ge g ensatz zur arbei - 
tenden Bevölkerung z u drängen und durch 
massi ve Einschüchterunftsversuche von 
Karnpf maßnahmen _ abzuhalten, eine eindeu- 
tige Niederlage erlitten. 

"rinnern wir uns: Schon Wochen vor dem 
Streik d-ängte die OU/CGU die Hochschu- 
len in den "Sympathisantensumpf" und 
diffamierte sie als "Tainingscamps für 
Terroristen". Biallas, Hau, Rhode u.a. 
drohten mit teilweise massiven Repres- 
sionsmaßnahmen in einer Art Macht- 
probe die Studenten -einzuschüchtern und 
sie in die Knie zu zwingen. Die Taktik , 
dem Streik durch Repression, Drohung und 
Provokationen wie Ausweiskontrollen, 
Stationierung von Polizei in Unigebäuden, 
Urabstimmungsverboten, Anordnungen und 
gerichtlichen Verfügungen beizukommen, ist 
an, der politischen Reife und Breite der 
Stijidentenbewegung nahezu überall gescheit 
tert. Eine deutliche Wende und Klimaver- 
änderur-e in der ">t "entliehen Diskussion 
ist durch den Streik eingetreten. 
Der Terrorismusvorwurf spielte immer 
weniger eine Rolle. Stattdessen waren alle 
Massenmedien und selbst die CDU gezwungen, 
im '/erlauf des Streiks immer mehr über die 
wirklichen Ursachen des Streiks zu berich- 
ten. Einige führende PDP und SPD Politiker 
wiez.B. Rohde und Brandt, die diesen Streik 
bekämpft haben, begannen "plötzlich" von 
der "Berechtigung des studentischen Pro- 
tests" zu reden. Ohne die Doppelzüngigkeit 
dieser Tour ?a verkennen, bleibt fest zu- 



eilen : mn; aieseiE von. uns erswungen- 
en Taktikwechsel der Herrschenden ist eine 
wichtige Verbesserung der studentischen 
Kampfbedingungen erreicht worden. 
•Denn es ist nun mal ein Erfolg , wenn 
jetzt im Zusammenhang mit den Studenten 
nicht mehr nur von Terroristen gesprochen 
wird, sondern von der sachlichen Berechti- 
gung des Protests. Zudem wurden erstmals 
seit Jahren lolitiker, die bisher kalt- 
schnäuzig über alle Forderungen der Stu- 
denten hinweggegangen sind, gezwungen, 
jetzt auf sie - wenn auch nur verbal- 
einzugehen. 

KEIM VERSTÄNDNIS? ...UND OB!! 

5. Vor dem Streik gingen 3CDS, Politiker, 
Fräsidien, Rektoren und die "Alternative" 
mit der Behauptung hausieren, ein Stu- 
dentenstreik fände in der arbeitenden Be- 
völkerung kein Verständnis und schade 
deshalb unseren Interessen. 
Das genaue Gegenteil ist eingetreten : 
- In v.'c.^ent] i ch breiterer Form denn je 
ist es den Studenten in der ganzen BKD ge- 
lungen, durch Schaffung einer demokrati - 
schen Gegenöffentlichkeit die arbeitende 
Bevölkerung über Forderungen und Ziele 
der Studenten zu informieren. 
Eine halbe Million Bg vö 1 ke rungs z e 1 tung en , 
viele Killionen Flugblätter wurden an Info- 



oiyainj.cn, vuj. jdkucuch, kjviiuicu uau Dann» 

höfen sowie bei Briefkastensteckaktionen 
an die Bevölkerung verteilt - die Zahl der 

Gespräche ist Legion ! 

Die Solidarität aus Betrieben und Gewerk- 
schaften mit den studentischen Forderungen 
hat ein Ausmaß erreicht, mit dem eigent- 
lich niemand gerechnet hatte. 
Neben zahlreichen Betriebsräten und Ver- 
trauensleuten aller Bundesländer sind vor 
allem hervorzuheben : 

- Die Erklärung des DGB-Landesbezirks 
Nord mark 

- Die Stellungnahme der 10. Eundesjugend- 
konverenz des DGB 

- Solidaritätserklärungen vieler Landes- 
jugendringe, Stadt jugendringe , örtlicher 
und betrieblicher Jugend Vertretungen 

- Die GEW-Stellungnahme zur Unterstützung 
der Protestaktionen 

- Erklärungen gewerkschaftlicher Dele- 
giertenkonverenzen und Bezirksvorstän- 
den wie Funktionären 

- Solidaritätoschreiben von Vertrauens- 
leutekörpern z.B. von Gruner & Jahr und 
der Springer- Verlags-AG 

- Solidaritätserklärungen vom Kongress 
des BdWi (Bund demokratischer Wissen- 
schaftler) und von zahlreichen auslän- 
dischen Studentenverbänden etc. etc. etc. 

Zu konkreter Zusammenarbeit kam es an 
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mutzenden von Fachbereichen mit Jugendver- 
tretern, Betriebs- und Vertrauensleuten 
sowie mit Wissenschaftlern und Gewerk- 
schaftsfunktionären die konkrete Projekte 
gemeinsam bearbeiteten und Aktionen durch- 
führten. 

Höhepunkte gemeinsamen Handelns waren 
vielerorts Demonstrationen von Arbeiter- 
jugend, Schülern und Studenten für das 1 
aecht auf Arbeit und Bildung . 
Kein Verständnis allerdings konnten die 
Überzogenen Maßnahmen der Kultus- und Uni- 
bürokratien wecken (außer bei Schwarz- und 
Schwachgeistern, Abendlandverteidigern, 
Verfassungsschützern etc. pp.) wie z.B. 
Urabstimmungsverbote an über 10 Unis, 
Strafanzeigen und Ordnungsrechts an Wen- 
dungen, Polizeieinsätzen, Baf ögentzugs- 



mentarier verbietet sich nach all unseren 
Erfahrungen von selbst - schließlich 
stehen mehrere Wahlen bevor I I 
Werden diese Absichtserklärungen nicht 
jetzt bei den geplanten LRG-Novellierungen 
in die Tat umgesetzt, müssen sie als Ver- 
such angesehen werden, den Studenten Sand 
in die Augen zu streuen, um reaktionäre 
LHG'a entsprechend den HRG-Bastimmungen zu 
verabschieden - ohne erneute Proteste der 
Hochschulangehörigen hervorzurufen. 
Wir haben diese verbalen Zugeständnisse 
erzwungen, wir müssen sie und können sie 
nutzen. Der Boden unter den Füßen der 
HRG-Verfechter ist seit dem Streik un- 
sicher geworden. 

GEGEN DIE. "RECHT^sENT- 
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verfahren, Disziplinarverfahren gegen 
Profs, die sich aktiv am Streik beteilig- 
ten und weiteren Schikanen, die wir ia 
deinen Lübeck ja ebenfalls erfahren 
mußten. 

Insgesamt läßt sich sagen : 
Trotz allen prophylaktischen Hetzgetöse 
und -ge schrei beginnen sich die Umrisse 
eines breiten Bündnisses, ein er groß e n 
b i ldu ng s p o 1 i t i sehe n Ko al ition v on unt e n 
abzuzeichnen . 

ITTCRENZIERUNS IM LA&E.V, 
DER HH6--VEW ECHTE* 

Der Streik hat Reaktionen verantwortlicher 
3ild'ungpolitiker erzwungen, die Sand im 
Getriebe der HHG - Umsetzung bedeuten. 
- So haben sich Biallas und Franke, Rau 
und T !ohde, .hieben Rundest a^sabgeordneto, 
die FD?- Fraktion im NR'/.'-Landtag, die SPD- 
Fraktionen in den Landtagen von RaWü und 
Jh-Pfalz und die FDP-Praktän in Hessen 
unterschiedlich für die völlige oder 
teilweise Novellierrang des HRG , bzw. 
Kevidierungen der LHG'e ausgesprochen. 

CH SKEPSIS IST ANGEBRACHT ! 

Blauäugiges Vertrauen auf diese Parla- 



Der Streik war ein wichtiger Beitrag im 
Kampf gegen die Rechts?ntwicklun g in der 
BRD. 

Die Gefährdung der demokratischen Grund- 
rechte, die Notwendigkeit des politischen 
Mandats, Hitlerwelle und Neofaschismus, 
Demokratenhetze und -dif famierung usw. 
waren Inhalte vieler Diakussionen und 
Seminarinitiativen, die zusammen mit Anti- 
faschisten, Brufsverbotsopfern und Schrift 
stellern abgehalten wurden. 
Zehntausende von Studenten wurden erstmals 
hart mit dieser Problematik konfrontiert, 
bezogen Stellung und lernten auf einem Ge- 
biet dazu, das ihnen bislang vorenthalten 
wurde. 

Durch die breite und einheitliche Aktion 
der Studenten gelang es, der Dif famierungs 
kampagneder CDU (Brutstätten des Terrors) 
sowie den Provokationsabsichten der CDU/ 
CSU und RODS wirksam entgegenzutreten. 
Damit ist der Terror-Demagogie ein gutes 
Stück Legitimation entzogen .und so ein 
nicht unwesentlicher Beitrag zur Verän- 
derung des innenpolitischen Klimas in der 
BRD geleistet worden. 

Der bundesweite Streik hat auch - zu- 
sammen nit den Aktionen der Arbeiter.ju- 



gend - als erste und geschlossene soziale 
Massenbewegung nach; Beginn der Terroris- 
mushetze und des verschärften Rechtsdrucks 
eine wichtige allgemeinpolitische Punktion 
^r hat bewiesen, daß auf der Grundlage 
der Aktionseinheit, des Zusammenwirkens 
von Juso HSG, SH3, K8B Spartakus, LUV und 
z.?. der Basisgruppen, es möglich ist, 
in Kassenaktionen die eigenen Interessen 
effektiv zu vertreten. &e ist ein Beweis 
dafür, daß die lechtsentwicklung keines- 
wegs sich automatisch durchsetzt und auch 
nicht automatisch nachlassende Kampfbe- 
reitschaft eintritt. 

Das ist Angesichts der gegenwärtigen Si- 
tua-j-n in der Q'?.D ein tatsächlich großer 
Zr fole; des Streiks ! 



TAZIT 



Diese Ausführungen sollen keine abschlie- 
Sen-ie 3t reikeinschätzung darstellen. 



Für die PtfiL werden hier einige Thesen 
zur Auswertung angeboten. 

1. Der Asta hat ee aufgrund seiner erst 
wenig zuvor erfolgten Konstituierung 
und der damit zusammenhängenden Proble- 
matik (Einarbeitung, Grundsatzdiskus- 

- ßionen ) versäumt , so früh wie möglich 
die Aussprache mit den Kommilitonen über 
die Frage"Streik - ja oder nein" zu be- 
ginnen. So mußten die Vorlage des Asta 
und der Beschluß des Stupa wie aufge- 
pfropft anmuten« 

Infolge dessen waren die vorbereitenden 
Diskussionen mehr von Hektik als von 
inhaltlicher Auseinandersetzung getragen« 

2. Die ungenügende Streikauswertung des 
SS behinderte insgesamt die Diskussion 
um die Notwendigkeit eines neuen Streiks 
insofern, als sämtliche Erfahrungen 
örtlicher und nationaler Art unberück- 
sichtigt blieben. Somit konnte aus 
Fehlern nicht gelernt werden, Neues 
nicht aufgenommen und 3ewäbrtes nicht 
verarbeitet werden. 

3. Das auf den ersten Blick spontane Auf- 



Neben den angeführten positiven Wirkungen 
des Streiks sollte auch sehr berechtigte 
Kritik an der Vorbereitung bzw. Durch- 
führung örtlich und bundesweit geübt werden. 
Für den 3ereich der MHL werden weiter unten 
einige Thesen formuliert. 

Doch eines kann und muß man jetzt schon mit 
Sicherheit sagen : 

Die hochschulpolitische Landschaft ist nach 
dem Str^k eine andere. Nicht die Studenten- 
bewegung hat Zugeständnisse machen müssen, 
nicht sie hat Forderungen aufgeben müssen, 
nicht sie hat ihre Taktik geändert - son- 
dern ihr Gegner, die K3G-7orf echter. 
Deshalb heißt auch die wichtigste Lehre 
dieses Streiks : erst Kampfaktionen haben 
die Politiker zu verbalen Zugeständnissen 
gezwungen, nur weitere Kampfaktionen 
können dafür sorgen^ daß diesen Worten 
auch Taten folgen ! 



treten der "Alternative" im» einem Zeit- 
punkt, an dem in der Studentenschaft 
über die neuen Verschärfungen von LHG 
und Aü mehr Unwissen als Wissen vor- 
lag, .erleichterte hs ihr , mit Dema- 
gogie und Verleumdung, der Ausnutzung 
unterschwelliger Ängste und professor- 
aler Anmaßung , Fuß zu fassen. 
4. Sie soziale Zusammensetzung der MHL— 
Studenten sollte nicht überinterpre*iert 
werden. Gerade an kleinen Hochschulen 
(auch ah HC DS- Hochburgen) wurde oftmals 
100$ ig gestreikt. 

5» Der enge "Lübecksche Horizont" muß, 
soll die Studentenbewegung hier nicht 
in privater Abgeschiedenheit oder im 
schwarzen Sumpf der "Alternative" ihr 
"Inde finden, durchbrochen worden hin zu 
Solidarität, politischem Denken und ge- 
sellschaftlichem Handeln. Dies gilt als 
Aufgabe nicht nur für jeden Asta, sondern 
erst rocht für jeden Kommilitonen, der 
die Politik in der BRD nicht den Strauß, 
Dregger und Springer überlassen will. 



A us der Kernkraßforschung: fluch und Segen 
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und in den heutigen Nach- 
richten sieht die Welt- 
lage sehr übel aus, Leute, 




\feraessen 




Vlallorca! 



Bald können Sie 
auch in unseren 
Flüssen schön 
WARM baden! 
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ÜBER DIE (UN-)MÜ6LICHKEIT 
STUDENTISCHER POLITIK 



4. DE* «STKE.IK 

Der gesche iterte Streik macht einiges klar: 
Gab es während der Vorbereitun/; dieses 
»Kampf es" noch heftige Auseinande rsetsungen 
über Sinn und Offizien z dieses Mittele 
studentischer Politik und tat sich ein 
Großteil der Studenten durch seinen 
scheinbar engagierten Einsatz für einen 
"demokratischen Dialog 11 hervor, so 
war von allen diesen Kommilitonen weder 
su sehn noch zu hören, als ea daran ging 
aus dem gescheiterten Streik das Beste 
und sich in der Öffentlichkeit verständlich 
zu machen. Die Arbeitskreise über HRG und 
LHG fanden nur sehr mäßiges Interesse, 
die Auf klürungsakt ionen in der Srei ten 
Straüe und die Teilnahme an der "zen- 
tralen" Demonstration auf Lübecks Stras- 
sen wurde wenigen Unentwegten überlassen. 
Die "Alternative " und die schweigende 
Mehrheit waren' 3 zufrieden : Den streik hatte 
mar; abgewendet, seine Muhe bewahrt und 
mit der. eigenen Argumenten für Aktions- 
tage etc. hatte man es ja sowieso nicht 
so ernst gemeint ! 

(Was der Staat und seine Politiker vom 
"demokratischen Dialog" halten, wurde 
allen Gehenden und Hörenden anläßlich 
einer Diskussion über die geplante 
MiGrüovelie von den Herrn aus dem Kul- 
tusministerium anschaulich vorgeführt.) 

2. ?*OZE.SSE,ZWflMGSnTZUNG UND X>BS 

'Politische MflNonr 

Kurz vor '.'/ei hnach ten flatterte dem A3 TA 
die vorn Präsidium erlassene /.wangssa tzung 
ins Üau3, die die sutv.urlgaloso , die 
schreckliche Seit .endlich beenden sollte 
(Pür die GU3T- Leute sicher wie ein 
ärlösungssignal , das endlich die Wieder- 
kehr "gesetzlicher" Zustände ankündigt). 
Zwar geht' diese Swangssatzung in keinem 
iunkt über das Landeshochschulgesetz hinaus, 
bescherte uns al30 zum Fest keine besondere 
Überraschung, demonstrierte aber die Ent- 
schlossenheit des Staats und seiner Organe 
» seine Gesetze ( LÜG, JIRG ) auch voll und 
ganz durchzusetzen. 

3* Einigkeit mrcht stark, voraus- 
gesetzt M«N WEISS WOZU 

Schauen wir uns die Situation an( nicht 
nur in Lübeck, unter den besonderen Be- 
dingungen der Provinz ) : Die Studenten 

Wahlen ei n Studentenparlament, dieses 



hofft darauf, einen willigen und fähigen 
ASTA-Vorsitzenden zu finden, den es dann 
auch flugs wähl tun d der sucht sich seine 
Mannen, mit denen er schließlich die 
Politik macht; diese allerdings beschränkt 
sieh dann (überwiegend) darauf, die !'üg - 
1 j enkeiten für eine studentische Poli- 
tik zu erhalten; die Politk selbst findet 
(vorläufig) nicht statt. Der dauernde 
Streit ur» die Satzung, ums politische 
Mandat, um den Srhalt der verfaßten Stu- 
dentenschaft hat ja nur das eine Ziel, 
die Bedingungen zu erhalten, unter denen 
die Studenten Politik machen könnten. 

Was aber ist das - studentische Politik? 
Der Kampf gegen das Ordnungsrecht- und 
damit gegen eine staatlich beherrschte 
Wissenschaft , der Einsatz für bessere 
Lern- und Lebensbedingungen dahin gehört 
auch die Oremienar be it ) aber auch:die Aus- 
einandersetzung mit den gesellschaftlichen 
Implikationen des Lernens und des Wissens, 




die Reflektion auf die eigene Stellung 
im Prozeß der Produktion des gesellschaft- 
lichen Reichtums, die Reflektion auf die 
Ursachen von Krankheit- kurz, die Beschäf- 
tigung mit der Gesellschaft in der wir 
leben , 

Schließlich sind wir Kopfarbeiter, eigent- 
lich Bevorzugte, denen zur Bewältigung 
des eigenen Lebens zusammenhange das Denken 
zur Verfügung steht. Weder den konkreten 

Kampf (oder weniger pathetisch, den Versuch 

sich zu wehren) noch das Denken 
kann der A3 TA oder auch das 3TUPA 
stellvertretend für die Studenten 
wahrnehmen. 

Das ist das Dilemma studentischer 
Politik: Wird sie als das begriffen, 
was sie ist, nümlich als Kritk 
bestehender Verhältnisse, kann sie 
nicht mehr ,, demokruti3ch"-s tel 1- 
vertretend von wenigen für viele 
erfolgen. 

Aber: Der ASTA ist juristisch ein 

Vertretungsorgan, da3 die Beschlüsse 



des STU.?A*s nur ausführt/. Praktisch 
müsste er ein tfrgan sein, das die 
Studenten zu politischem Jenken und 
Handeln anleitet (zumindest vorläufig}! 
Dazu fehlt e s an allem :an der finanziellen 
und personellen Ausstattung des ASTA und 
an der Here it Schaft und de;;, nteresse der 
LHudentehsei.rif t ! 

*K EIN KL RUStTR EN STREIK HKT M/T POM' 
TlK SO VIEL ZUTUN WIE DIE NÄCHSTE 
LOHMHÜWDE MfTDEH HZvOLUTlOht \ 

Einen achlichten Irrtum ist der Eindruck 
anzulasten, die politische Situation an 
der KH1 hätte 3ich seit den Zeiten einer 
trauj'l'.af ten Solidarität gegen einen Hoch- 
schullehrer bis hin zur Niederlage des 
Streiks um 18o° gedreht. Das Auftreten 
alternativer Studenten und ihre offene 
Propagierung einer konservativen Poli- 
tik besagt nichts über eine Tendesnwende , 
genausowenig wie die Einigkeit gegen die 
Klausur etwas über das fortgeschrittene 



Bewußtsein der Beteiligten aussagte :Es 
ist eben etwas Anderes, sich einig und 
stark in einer Auseinandersetzung zu 
fühlen, die offensichtlich und unmittel- 
bar die eigenen Interessen angeht, als 
z.B. wegen eines Gesetzes wie dem HHG, 
das vermeintlich sowieso n ;r einige 
hoffnungslose Chaoten trifft, auf die 
Barrikaden zu iyhen. Die Hoffnung des 
Düngers war es noch immer, daß das in 
der Perne aufziehende Gewitter vorüber- 
zöge oder doch wenigsten den Nachbarn 
und Konkurrenten träfe, 
haß die augenblicklichen Anstrengungen 
des Staats die Durchsetzung manifester 
Interessen um das Funktionieren auch der 
Wissenschaft und Medizin im großen Gleich- 
klang der Konkurrenz auf allen Märkten 
befördern, interessiert die wenigsten, 
wissen sie sich doch im Einverständnis 
mit seinen Zielen oder doch zumindest auf 
der richtigen, der profitablen "eite 
des großen Staats-Theaters. 
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Was Qe-M das wns dem an ... ? 

|fer von uns freut sich nicht auf das gute 
Geld, ias mar. in Zukunft als Arzt zu ver - 
dienen gelenkt? «o aas Geld für die Ge - 
äajfiiheit3ver3orgung aber herkommt, wie und 
wer» in ~a verteilt wird "bis ein Teil der 

3 ist ausgaben in der ei.:>':,nen lasches lan- 
d<3t , bleibt für die meisten in diohtem Ne- 
bel. I.egriffe, wie "Krankenhausf inan?,ie« 
r •' tz ( ) " oder " Uranien versiehe« 
rungskoatendümpfungsgeaetz |(,KVKl)" kennt 
man zwar vom Hörensagen, lie konkreten 
2 u 3 amm anhänge der Finanzierung des Gesund- 
heitswesens werden von iiediizinstudenten 
aber oft regelrecht verdrängt. Kine viel 
beschworene " V ostenexpios idn" wird zur 
y s nn t n i3 g e n o :.:.en - o k a y , d a m u -' halt i r - 
g<,n : /■'■j ?fe3j.art werden - solange das berede 
vo" ..:aren aber nioht das eigene künftige 
lo-rt.emcnnai.e betrifft, lädt die wirkungs- 
volle Präsenz der d tandegorgan i sati onen 
i;en angehenden ^;:;kto^ gelassen in die Zu- 
kunft sc hauen. 



Inzwischen sind allerdings einige Zweifel 
an iier , ? ei os tvers tandl ichke i t gerechtfer- 
tigt, alt der sich ein Kdnz'tiger v .eiiziner 
in der köli-: des lobey-geschutztsr. Irofi - 
verdienen^ sieht. Nicht, zuletzt die ooen. 
erwähnten besetze werden ihren Teil dazu 
bei -ragen, »er arbeitslose Arzt wiri bald 
nicht mehr nur eine Vision aus Alp trafen 
sein. 

Die kritische Auseinandersetzung mit dem 
Thema ist deshalb gerade neut, angesichts 
aer geballten 'Reformen", dringend erfor- 
derlich, Schließlich haben die . ;. arma i - 
nahmen ganz erhebliche Auswirkungen auf 
die Dimensionen ärztlichen Handelns - und 
aamit auch auf die Gesundheit aer Patien- 
ten. 

Im Folgenden soll deshalb mit eindeutiger 
Parteinahme für die Interessen der r'stien- 
ten die r rablematik der "Kostenexplosion" 
und ihrer Bekämpfung durch ".Sparmaßnahmen" 
im gesamtgesellschaftlichen Zusammenhang 
untersucht werden. 
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Was Uei&lh'ier „ Expl^icn" ? 

Zuerst m'js.-en wir die Voraussetzung für 
die Zparmadnahmen, die ; sog . "hostenexplo- 
sion" genauer betrachten. ( ölIEOKl— Titiel: 
".die Pombe tickt") Die Z aalen, mit aenen 
bei der Begründung weitreichender Konse- 
quenzen argumentiert wird, beziehen sich 
fast ausschließlich auf die Ausgabenent- 
wicklung der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung! GPV ) in ihrem Verhältnis zum 
iruttosozia] produKt f Bor ) . ('Geschätzter 
Anteil aer 'J>; 7 am LUP: 6, 4P-) 

Marti f>v[(*M&v\ mit" der 5-hci+i £+1 

Wie fragwürdig die Auslegung ;ier Daten ist, 
beweisen die beiden Abbildungen, bei denen 
lediglich die Relation auf den Koordinaten 
geändert worden sind. 




ll»b. lr AusjäJjK'n für die GKV ii', v. H. tfiS BSP von I9W bis W12 
iwn- Abb. 2) 




Wie wir 's alle bei Fassl gelernt haben . 
sollten, wird an diesem Beiapiel der mög- 
liche Mißbrauch der Statistik Uberdeutlich: 
Die exponen tie] L "Kxplos Ion" entpuppt sich 
als linearer Anstieg ! 



Abb. 2: Ausgaben für die (,K V in v. H des BSP von 1858 bis 1972 
(wie Abb. 1 ) 
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Die Bc^ug5g r Sße <xh<ater*f .Steh 

Das Bruttosozialprodukt (BÖK) ist zudem 
5 i r.e r'ra^w'.irai« Bezugsgrääe : Durch die 
seit Jahren sinkende Wachstumsrate und den 
u äck^arc aer Zahl der abhängig Beschäftig- 
ten (von 19V? bis 76 um 1,25 Kill.!) ver- 
liert der relativ zuaa BSP bemessene Aus - 
gabenanstieg aer G F V an Aussagekraft. 
Weitaus wesentlicher aber erscheint eine 
genauere .Analyse der r f 'KV selbst, ihrer Ein- 
nahmen und Auagaben, sowie der möglichen 
Ursacher. für den Ansti'g der Kosten in den 
letzten Jahren. 

D*ie &kti nvr ei« TeU <Atr keifen 

>jg darf dabei nicht vergessen worden, daß 
die (JKV-Aue.gab.en nur einen Teil des volks- 
wirtschaftlichen Gesundheitsaufwandes aus- 
machen. -Die Gesamtausgaben für Gesundheit 
stzen sich nämlich zusammen aus Dienst- 
und Sachleistungen, Geldleistungen : , Kran- 
kengeld, Lohnfortzahlung etc.) und Kroduk- 
tionsausf all . Nun ist aber festzustellen, 
dal? die Steigerungsraten der GKV betracht- 
lich hoher sind, als die der Gesamtesten, 
nies ist ein eindeutiger :; inweis darauf, 
da,- es sich bei den gestiegenen Ausgaben 
der GKV vielfach nur um ?".ostenver3chie- 
bungen handelt. Leistungen, die vorher 
vor. unicrer Gelte finanziert wurden, müssen 
mittlerweile durch die Krankenversicherung 
abg«. .;(:••. kt werden. 

Wo kann diese Verschiebung ler Ausgaben zu 
Lasten ".er GKV konkret nachgewiesen werden? 
Bine wichtige Holle spielt dabei das Kran- 
kenhausfinanzierungsgesetz (L'HG). Nach §4 
arbeiten die Krankenhäuser seitdem über die 
Pflegesätze "kestendeckend" - die meist 
kommunalen Zuschüsse für die laufenden Ko3- j 
ten der ständig im Defizit wirtschaftenden 
Krankenhäuser, fallen flach. Gas fehlende 
Geld muf? nach drastischer Anhebung der 
Pflege3ätze nun von den Versicherten durch 
höhere beitrage aufgebracht werden: 



So aieM'j «or ÖW aus ? 
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Dabei übernahmen die Pflegesätze "kompen- 
satorisch" noch Defizite aus der Zeit vor 
dem KHG (unterlassene Abschreibungen etc.). 
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Die aktuelle Abnahme der Zuwachsrate bei 
der, Pflegesätzen bestätigt diese Kntwick- 
1 ung . 

Für eine Kostenverlagerung spricht weiter- 
hin die Änderung der GKV-K.itglieoschaft : 

i)er Anteil der irn t versicherten Angehörigen 
(Kinder, Hausfrauen etc.) ist durch die ab- 
solut, wachsende Mitgliederzahl (i960: 85,45*1 

9H,1'L der Bevölkerung), etwa durch 
die Aufnahme vieler Familien des Mittelstan- 
des in die freiwillige Gozi al Versicherung 
ge 3 ti egnn . t so u.a. viele Kauern, Handwerker 
ett;, die nein Druck der I'n lernen menskojizfentrtK 
tion nicht r:ienr stand hal ten konnten ).'qh.lief?w 
lieh sind -yA,2 a U aller '/ersicherten "Lrwerbs- 
lose und iüicht-Krwerbspersonen" . Der Anteil 
der /entner in der GKV ist prozentual ange 
stie . 

MfcUr Arke^tÄlo.S& -die.SoVi'dUr.genrtcinicii«^* zahlt 



Die Pauerarbeitlosigkeit führt nicht nur zu 
einem zahlenmäßigen Anstieg aer T'it versicher- 
ten ohne Tie itragsleistung ( -Mindere innahms 
z.H. ivhefrauen, :iie keine Arbeit finden, Ju-" 
gendliche ohne Lehrstelle), sondern durch 
den fehlenden Urtternehtnensante.il bei den Ge- 
aundhfii tsküflter) ( im Arbeitsverhältnis sonnt 
Go'G Urt:i hiM t, r;i ) ?-u Gikt ;-,Uiif i tsl i ühon Be- 
tastung der }|'V» (!'iener Un tu mehiner-" fte 1- 



Der Student sollte wissen... 

...daß die durchschnittliche Lebenserwartung der männlichen Be 

völkerung seit Jahren zurückgeht. 
...daß rund die Hälfte der gewerblichen Arbeitnehmer vorzeitig 

aus dem Berufsleben ausscheiden. 
...daß ein pflichtversicherter Arbeitnehmer allein zur Finanzier 

ung der Gesetzlichem Krankenversicherung (GKV) 1 1A Monate 
■ ; der Jahres arbeiten muß (1977)- 



„ISei uns herrscht Personalmangel — 
kiimiten Sie wohl mal Ihren Finpr^r 
auf den Knoten halten?" 
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[KV ist nicht etwa eine "flozial- 
s or.d o rn n i cht anderes , als vor- 
* l:Ofin, mit iem sich die Arbeit- 
itiramreeht bei der ÖKV "eingehnn- 
i . ) I -Ii rt e 1 be n 3 i n n e si nk t durch 
s^ene tiecn tonalter der Beitrag 
der ''nt^rn^haien zur r&nkenve rsorgung der 
Heritner, rter**n freist lederte Gesundheit 
ja sicher nicat unafcb ingig von ihrer lebens- 
langen Arbeit zu sehen ist* 
Die "Solidargemeinschaf t" aller Beitrags- 
zahler Ubernimmt somit indirekt die Folge- 
rest sn von Kapi talkon zentral ion und Wirt- 
schaftskrise . Die Privat unternehmen dagegen 
entledigen sien mit staatlicher Rücken - 
deckung zunehmend ihrer sozialen Verpflich- 
tungen und nutzen die angespannte Lage dazu 
rücksichtslos inre t-rof ltinteressen auszu- 
bauen. 

5>i« "Pharma mdui+rie bedient fiieh 

Die Arzneimittelindustrie war 1973 bei den 
Gesamtausgaben der GKV von 4o Mrd . UM mit 
B, J Mrd. DK dabei. Die Ausgabens tei Gerung 
für Arzneimittel betrug von 197o bis '](> 
über 1oo>' ! Uicnt vergessen sollte man da- 
bei, daü nach Auskunft des; Bundeskartell- 
amtes oie Pharnmindjsrie ^o-lo>> ihres Um- 
satzes für Wertung und nur 1 o% für wissen- 
schaftliche Forschung auf wendet ( 1 975 ) . 
Trotz einer sinkenden Zuwachsrate in der 
Produktion gelingt es der Pharmaindustrie 
duren ständige Erhöhung der Preise die Ge- 
winne weiter in die Hohe zu treiben. Im 
"Gel bstbedienungs laden" Gesundheitswesen 
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bleibt es ao, wie es in kapitalistischen 
Ländern ohne Preis- und T nves ti ti onskon« 
trolle nun mal iut: staatliche Einschrän- 
kungen (Sparmaßnahmen) bei der Arznei - 
ait 'elverordnung oder beim apparativen Aus- 
bau werden (bei aller »'ragwürd: gkeit ihrer 
k&tion.) von der .tfirts^r. ft mit rreisf- 



erhöhungen beantwortet. Leistungen werden 
eingeschränkt, Beiträge erhöht - während 
die Pharmakonzerne unkontrollierte Gewinne 
machen. Sparen "dürfen" also immer die, 
die sowieso 3chon am wenigsten haben - Lo- 
gik eines Systems. 

Von der £4ttAftr r «' not« eitfrunj znrTfcei4rag&ftaaniifffUn$ 

Einen wichtigen Beitrag zur Kostenverlage- 
rung im Rahmen der gesamtwirtschaftlichen 
Gesundheitsaufwendungen brachte das 2o. 
Kentenanpassungsgesetz: Die Krankenver - 
Sicherung der Rentner wird durch Beiträge 
der Rentenversicherung und der Kranken - 
Versicherung finanziert. Ursprünglich ( 1 967 ) 
auf 11?' vorgesehen, hatte sich der Anteil 
der Rentenversicherungsbeteiligung an den 
Cesundhe itsko3 ten d-~ Rentner auf 17^(1975) 
erhöht. Auf den Ausgleich dieser Differenz 
durch Staatszuschüsse wird in Zukunft "ver- 
zichtet. "Sie nun entstehende Finanzierungs- 
lücke bei der Krankenversorgung der Zent- 
ner soll, durch ; -.e i tragserhöhungen und "Lei* 
stungse i ngren z u n g on" aus ge g .1 i c h e n werden, 
d.h., dir. v e rwe i ge rung d e r o ta.a 1 1 i che n Z u- 
schüsse geh t nun voll und ganz zu f.aaten 
der Ue i trugs zahle r . J:es sind dann haupt- 
sächlich die unteren und mittleren r.in - 
kommensgr uppen. " ie Beteiligung der Gewinn* 
einkemmen' Unternehmensprofite ) an den Ge- 
sundheit skosten wurde hingegen aufgehoben. 
Kit den bis 198c in der Rentenversicherung 
eingesparten ca. 32 . Krd . finanziert der 
Staat die "Konjunkturförderung", Gesund - 
he itspölitik wird so zum Objekt wirtschafts- 
pol itiseher Regulierurigs versuche . 

DieVeTuierlbarlceii-vo*! 6&siA«<*He.i+ sinkt 

"teigende Ausgaben sind nicht prinzipiell 
ab^ulehntm, da sie nicht nur kurzfristig 
v,<,z\?i\.nr\ und humanen HcdürfniriLien ent - 
r,prtrc:iht;n , fs andern langfristig nuch ..kono- 
rtiiEJoh durchaus »innvol 1 und effektiv dind-i 
U>ßh 1 leBJ ieth darf nicht vergeoijen werden, 
<i ali de a und h e i t r, fürs o rg e ganz we :i en t Ii c h 
der Reproduktion von Arbeitskraft dient - 
letztlich also eine gewinnbringende Inves- 
tition ist. Durch die immer kürzer werden- 
den Abstände zwischen Aufschwung und Krise 
sind die Interessen der Unternehmer aber 
zunehmend kurzfristig ausgelegt. Ihr Pro- 
fitinteresse an einer langfristigen Ge - 
sundheitssicherung der Arbeitnehmer nimmt 
daher stänaig ab. 

Eine drastische Kostensenkung im Gesund - 
heitswesen( insbesondere durch Leistungs - 
eingrenzungen} ist nicht gerechtfertigt, 
da es sich nicht um eine"Kostenexpl osion" , 
s (ändern hauptsächlich um die i 'm Verlagerung 
der Cesundhe i tskosten handelt. 
Sparmaßnahmen, die nicht gleichzeitig 
Strukturreformen sind, bringen für den Pa- 
tienten nur eine Verschlechterung der Ver- 
sorgung und für den im Gesundheitswesen 
tätigen, {das werden dann auch wir sein!) 
eine intensivere Ausnutzung der Arbeits - 
kraft 



Eine Sgnkung der jänrlichen Zuwachsrate 
der Kosten läßt sich jedoch durch die Ab- 
schaffung des "profitwirtschaftlich aus- 
genutzten Selbstbedienungsladens" errei- 
chen : 

- Einschränkung der Pharma-W erbung 

- Kontrolle der Preise im Pharma- und 
Gerätesekto r 

- Abschöpfung der oberen Einkommensgruppen 
der niedergelassenen Arzte, Chefärzte 
und Apotheker 

- Entlastung des Gesundheitswesens von 
"medizi ni orten" sozialen Problemen (z.B. 
Abschieben von pflegebedürftigen Alten 
in Krankenhäuser) 

- Abbau der Privatisierung gewinnträchtiger 
Bereiche der medizinischen Versorgung 

rarz x. s t e rs , i- r iv . A potneke e.h. 
Krkha . Z üd ; 
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- Integration der diverser*! Institutionen 
zu einem geachlos 3enen System zur fSte-i- 
gerunr, der raeri i zi ni3t:rien uni wirtschaft- 
lichen Effizienz (z. ».gibt ee in einem 
Kolner Stadtteil, drei Krankenhäuser mit 
Nuclearmeiizinischen Abteilungen, die 
alle nicht ausgelastet sind.) 

- Ausbau präventiver und rehabilitativer 
Einrichtungen unter Einbeziehung der so- 
zialen und psychischen Dimension der 
Medizin. 

Langfristig ist eine Kostensenkung durch 
die Verbesserung des Gesundheitszustandes 
der BevülKerung anzustreben. 



Vorbeugung 4, 8 % 
Arbeifaunfotf: 2,9% 
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Hie o.g. "anlen aus dem Joz ial bericht der 
Bundesregierung (1976) aeigen das totale 
übergewicht der kurativen Medizin im Ver- 



gleich zu vorbeugenden Maßnahmen. Die gra- 
vierende Veränderung der Krankheitabilder 
in den letzten Jahrzehnten mit einer Abn&h- 
me dtr Inf ek"t i on 3 (trank he i ten und einer ste- 
tigen Zunahme der chronischen Krankheiten 
(oft sog. V erschle iükrankhe iten ) , die ja 
bekanntlich weitgehend thsrapieres istent 
und damit ko3 tenintens iv sind, verlangt je« 
doch eine grundlegende Umorientierung der 
Schwerpunkte der Gesundheitspolitik. Nicht 
ein endloser Ausbau der kurativen Medizin 
(wenn das Kind schon in den Brunnen gefal- 
len ist) kann die Entwicklung entscheidend 
beeinflussen, sondern nur die Prophylaxe 
im weitesten Sinne. Dazu gehören Verbesse- 
rung der Arbeits- und irnährungsbe dingun- 
gen und anderer Lebensumstände zur Aus - 
Schaltung und Milderung pnthogener sozialer 
Paktoren. 

JakrW 1 ^ krJ+, rAc*ti*2i'vi "Bd- A ASH 
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Ausbildungsverbot an der Uni in Göttingen £g r 

Für den Lyriker Henrik Bicknaese geht der Leidensweg weiter 



Der Fall ist ohne Beispiel in der 
Bundesrepublik: Der Rektor der 
Universität Göttingen, Professor 
Beug, widerruft die Immatrikula- 
tion des Studenten und Lyrikers 
Henrik Bicknaese, weil dieser sich 
durch eine ,, rechtskräftig abge- 
urteilte Tat" als „ungeeignet" für 
den Studiengang eines Lehramtes 
an Gymnasien erwiesen habe. Vom 
Knast zum Ausbildungsverbot für 
einen Mann, der gegenwärtig noch 
um die Wiederaufnahme eines du- 
biosen Verfahrens kämpft, bei dem 
er sich zu Unrecht verurteilt sah. 
Das Ausbildungsverbot verschärft 
nicht nur die soziale Situation, es 
droht den gesamten Lebensweg 
eines Menschen zu verbauen. 



Das Ganze sieht bedenklich nach 
einem Testfall aus, der im Wider- 
spruch zum Artikel 12 der Verfas- 
sung steht, nach der es keine 
Schranke für die Zulassung zur 
Ausbildung geben kann. Das Stu- 
dium beinhaltet noch keine Aus- 
sage über die faktische Tätigkeit. 
Die Berufslenkung ist staatlich 
verboten. Berufswahl und Ausbil- 
dung an der Universität unterlie- 
gen auch nicht dem „besonderen 
Gewaltverhältnis" wie etwa Knast 
und Schule, wo die Grundrechte 
eingegrenzt werden können im 
Sinne des Anstaltszwecks. Eine 
„ethische Totalbindung" ist beim 
Studium nicht gegeben, so ent- 
schied jedenfalls seinerzeit das 



Bundesverfassungsgericht gegen 
die Aberkennung von „schlagen- 
den Burschenschaften" aus morali- 
schen Gründen. 

Bei Henrik Bicknaese allerdings 
handelt es sich nicht um einen 
„schlagenden Studenten", sondern 
um einen linken Lyriker, für den 
sich der Verband der deutschen 
Schriftsteller, die Deutsche Jour- 
nalisten-Union, die Redaktion der 
„Hören", der Demokratische Kul- 
turbund und viele Persönlichkeiten 
einsetzen. Mitte Januar soll eine 
Dokumentation erscheinen, die den 
gesamten Fall belegt. 
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Zu der seif 3ahrcn 

Sjobzig Prozent der Bundesbürger 
suchen im Verlauf eines Jahres 
einen praktischen Arzt auf. Vier 
bis acht Millionen dieser Menschen 
leiden an seelischen oder sozialen 
Krisen, psychischen Krankheiten 
oder vorwiegend psychisch beding- 
ten körperlichen Beschwerden. Je- 
der dritte Einwohner der Bundes- 
republik hat während seines Le- 
bens schon einmal eine seelische 
Krankheit durchgemacht oder lei- 
det noch daran.' Das Problem ist 
demnach weit größer, als es der 
gesunde Menschenverstand wahr- 
haben will. Das wurde erstmals 
1973 einer breiten Öffentlichkeit 
bekannt, als der von der Bundesre- 
gierung in Auftrag gegebene „Be- 
richt über die Lage der Psychia- 
trie" erschien 

Darin wird die Zahl derer, die 
dringend einer nervenärztlichen 
oder psychotherapeutischen Be- 
handlung bedürften, auf eine Mil- 
lion Menschen pro Jahr geschätzt. 
^Wie vielen diese Hilfe tatsächlich 
zuteil wird, läßt sich nur vermu- 
ten. Daß es zu wenige sind, wird 
von niemand bestritten. Was aber 
wurde getan, um die seitdem im- 
mer wieder beklagte desolate Lage 
der seelisch Leidenden zu verbes- 
sern? Die Betroffenen selbst, aber 
auch nüchterne Beobachter, denen 
berufsegoistische Interessen nicht 
den Blick verstellen, müssen zu 
dem Schluß kommen, daß sich die 
Situation eher noch verschlechtert 
hat. 
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Die seit Jahren schwelende Aus- 
einandersetzung um die Psycho- 
therapie wurde in jüngster Zeit er- 
neut angeheizt durch die Diskus- 
sion um die 'Kostenexplosion im 
Gesundheitswesen. In der Tat geht 
es nicht in erster Linie um die wis- 
senschaftlich und politisch ent- 
scheidende Frage, wer mit welchen 
Methoden und unter welchen Be- 
dingungen den psychisch Kranken 
am besten helfen kann, sondern 
wer ihnen helfen darf. 

Das nämlich ist der springende 
Punkt: Die derzeitigen gesetzlichen 
Regelungen in der Bundesrepublik 
gestatten nur Ärzten und Heil- 
praktikern die Ausübung der Heil- 
kunde. Wenn aber, so machen die 
ärztlichen Standespolitiker mit ju- 
ristischer Schützenhilfe geltend, 
Psychotherapie ebenfalls in den 
Bereich der Heilkunde fällt, ist die 
Voraussetzung dafür die Approba- 
tion als ; Arzt oder die staatliche 
Zulassung als Heilpraktiker. Doch 
damit noch nicht genug; Der Para- 
graph 122 der Reichsversiche- 
rungsordnung, die den gesetzlichen 
Krankenkassen als Grundlage ih- 
rer Leistungen dient, sichert den 
Ärzten das Monopol für die Be- 
handlung von Sozialversicherten, 
wozu inzwischen über 90 Prozent 
der Bundesbürger gehören. 

Schon bei der Arbeit an der 
Psych i;i*r:ecnquetc waren die Fron- 
Wp /wischen den verschiedenen 
Beruf.\Hruppen und Therapierich- 
zutage getreten. Erst nach 
Pft Zwischenbericht im Jahre 



1971 fand die Psychotherapie im 
eigentlichen Sinne überhaupt Be- 
rücksichtigung. Die daraufhin um 
Stellungnahmen gebetenen Ar- 
beitsgruppen setzten sich jedoch 
überwiegend aus ärztlichen Psy- 
chotherapeuten zusammen, und die 
wenigen Psychologen in diesen 
Gremien waren gleichfalls, wie 
ihre ärztlichen Kollegen, psycho- 
analytisch ausgerichtet. Das hat hi- 
storische Gründe, die aber zugleich 
die prinzipielle Misere des bundes- 
deutschen Gesundheitswesens be- 
leuchten. 

2)aS Monopol wird 
ge«s ichert 

Nachdem einige engagierte Arzte 
gegenüber ihrer Standesorganisa- 
tion die Anerkennung der Psycho- 
therapie durchgesetzt hatten, kam 
1967 eine Vereinbarung zwischen 
der kassenärztlichen Bundesverei- 
nigung und den gesetzlichen Kran- 
kenkassen zustande. Sie ermöglich- 
te Ärzten, die nach den 1957 vom 
Deutschen Ärztetag beschlossenen 
Weiterbildungsrichtlinien die Zu- 
satzbezeichnung „Psychotherapie" 
erworben hatten, auch Patienten 
mit seelischen oder primär psy- 
chisch bedingten körperlichen Lei- 
den auf Krankenschein zu behan- 
deln. Diese Regelung bezog sich al- 
lerdings nur auf die ,, tiefenpsycho- 
logisch fundierte und analytische 
Psychotherapie' 1 , also die von Sig- 
mund Freud, C. G. Jung, Alfred 
Adler und ihren Nachfolgern ent- 
wickelten Verfahren. Ähnliche 
Verträge wurden später auch mit 
den Ersatzkassen geschlossen. 

Da der Kreis der in Frage kom- 
menden Ärzte viel zu klein war, 
um die nicht mehr zu vertuschen- 
den Lücken in der psychothera- 
peutischen Versorgung zu schlie- 
ßen, sahen sich die Ärzte zunächst 
zu Zugeständnissen gezwungen. 
Die zur Ausübung der Psychothe- 
rapie berechtigten Kassenärzte, so 
legte eine 1971 getroffene Abma- 
chung fest, durften in bestimmten 
Fällen auch sogenannte nichtärzt- 
liche Psychotherapeuten hinzuzie- 
hen. Dabei handelte es sich in er- 
ster Linie um Psychologen, die 
nach abgeschlossenem Studium 
noch eine Zusatzausbildung an ei- 
nem anerkannten Institut absol- 
viert hatten. Die ärztlichen Stan- 
desorganisationen erkannten aller- 
dings wiederum nur tiefenpsycho- 
logisch orientierte Ausbildungs- 
gänge an. Vor allem aber bestan- 
den sie darauf, daß die Entschei- 
dung, ob und wie lange ein Psy- 
chologe die Behandlung überneh- 
men darf, dem Arzt vorbehalten 
bleibt. Er allein kann auch mit den 
Kassen abrechnen und muß das für 
die Tätigkeit des Psychologen ihm 
zugewiesene Honorar an diesen 
weiterleiten. 

Dieses „Delegationsverfahren" 
wurde von den Psychologen von 
Anfang an heftig bekämpft. Schon 
1960 hatte der Berufs verband 
Deutscher Psychologen für seine 
Mitglieder ebenfalls du* Kassenzu- 
lassung gefordert. Dahinter ver- 
birgt sich der berechtigte An- 
spruch, dtiß das Psychologie Stu- 



dium weit mehr als die ärztliche 
Ausbildung zur Diagnostik und 
Therapie psychischer Störungen 
qualifiziert. 

Bis zum 1. Juli 1976 wurde die 
Delegation relativ großzügig ge- 
handhabt, so daß auch Psycholo- 
gen, die andere als tiefenpsycholo- 
gisch fundierte Verfahren prakti- 
zierten, Kassenpatienten behandeln 
konnten. Dann aber strichen die 
Ersatzkassen, wie zuvor schon die 
Allgemeinen Ortskrankenkassen, 
diese Kannleistung. Die sogenannte 
„Kleine Psychotherapie", wozu in 
erster Linie Verhaltenstherapie 
und Gesprächstherapie gehören, 
wird seitdem von den Kassen nur 
noch bezahlt, wenn Ärzte sie an- 
wenden. Die aber sind dafür meist 
nicht ausgebildet. Zumindest gibt 
es wesentlich mehr Nicht-Ärzte, 
die diese von Psychologen entwik- 
kelten und mit nachweisbarem Er- 
folg erprobten Verfahren beherr- 
schen. 

Solchen Argumenten verschlos- 
sen sich jedoch die Ärztefunktio- 
näre, die sich auf ihr gesetzlich ab- 
gesichertes Behandlungsmonopol 
berufen. Indes steht der von ihnen 
vertretene Berufsstand nicht ge- 
schlossen hinter dieser Politik. 
Und so mußten die Kassenärztli- 
chen Vereinigungen ihren Mitglie- 
dern sogar bei Androhung von Re- 




„Normalerweise behandle ich gar keine Kassenpatienten " 



greßforderungen untersagen, wei- 
terhin Patienten an Psychologen zu 
überweisen. Gleichzeitig wurde 
den Kassenärzten nahegelegt, 
künftig verstärkt die Kleine Psy- 
chotherapie zu übernehmen. Mit 
solchen Schachzügen versuchen die 
Standesvertreter dem Vorwurf zu 
begegnen, sie würden auf Kosten 
der Patienten ihre Privilegien si- 
chern. Dieses Ziel verfolgte auch 
die Aufnahme von Medizinischer 
Psychologie und Soziologie in die 
neue Approbationsordnung. Die 
1970 beschlossene Reform des Me- 
dizinstudiums war vor aliem eine 
Reaktion auf die zunehmende Kri- 
tik an der einseitig naturwissen- 
schaftlichen Orientierung der Me- 
dizin. Eine solche Schmalspurpsy- 
chologisierung, die noch dazu meist 
um Widerstand der traditionellen 
Fächer scheitert, ist freilich nur ein 
dürftiges Alibi. Den psychosozialen 
Problernen ihrer Patienten werden 
jedenfalls die meisten Arzte auch 
'künftig nicht gewachsen sein. 



Das Sparer w'irci f 
+ euer werkten * . * 

Doch solange die von der Bun- 
desregierung mehrfach angekün- 
digte, aber immer wieder verscho- 
bene gesetzliche Regelung über die 
Tätigkeit nichtärztlicher Psycho- 
therapeuten aussteht, sind die Ärzte 
für die Kassen die einzig legiti- 
mierten Verhandlungspartner. Ih- 
ren Forderungen gaben sie um so 
bereitwilliger nach, als sie ange- 
sichts ständig steigender Kosten zu 
Sparmaßnahmen gezwungen waren 
und fürchten mußten, daß nach 
den Psychologen noch andere Be- 
rufsgruppen, etwa Sozialarbeiter, 
Ansprüche anmelden. 

Diese Einsparungen konnten al- 
lerdings langfristig teuer zu stehen 
kommen, weil viele psychische 
Probleme nicht rechtzeitig erkannt, 
die daraus resultierenden Störun- 
gen und Krankheiten zu selten 
adäquat behandelt werden. Die 
Psychologen glauben, daß sie dazu 
sowohl quantitativ als auch quali- 
tativ in der Lage waren. Derzeit 
befinden sich hierzulande rund 
14 000 Studenten in psychologi- 
scher Ausbildung, jährlich kom- 
men etwa 2500 hinzu. Die Zahl 
der fertigen Diplompsychologen 



wird auf 15 000 geschätzt. Ein gro- 
ßer Ted arbeitet in Öffentlichen 
Einrichtungen, wie Erziehungsbe- 
ratungsstellen, psychiatrischen 
Kliniken oder Heimen, wo aber in- 
folge der finanziellen Misere Stel- 
len immer knapper werden. Über- 
dies fühlen sich viele der dort täti- 
gen Psychologen zu „Testmaschi- 
nen" degradiert, da sie fast nur 
noch zu Diagnostik herangezogen 
werden, während ihre therapeuti- 
schen Kenntnisse und Fähigkeiten 
brachliegen. Denn dieser Bereich 
gilt als Domäne der Ärzte. 

Will ein Psychologe auch Patien- 
ten behandeln, bleibt ihm nur der 
Weg in die eigene Praxis. Das 
aber halten einsichtige Vertreter 
dieser Berufsgruppe für eine Sack- 
gasse. Denn erstens darf der Psy- 
chologe zur Zeit nur praktizieren, 
wenn er sich beim Gesundheits- 
amt als Heilpraktiker anmeldet. 
Und zweitens kann er dann, falls 
er sich nicht auf Psychoanalyse 
beschränkt, ausschließlich Patien- 
ten behandeln, die eine Therapie 
aus eigener Tasche bezahlen. 

Doch selbst wenn das bevorste- 
hende Gesetz den Psychologen die 
eigenverantwortliche und selbstän- 
dige Behandlung von Kassenpa- 
tienten ermöglicht, wird damit nur 
eine weitere Berufsgruppe mit 



Vorrechten ausgestattet, die einem 
an den Bedürfnissen der Bevölke- 
rung orientierten Versorgungssy- 
stem entgegenstehen. Die Psycho- 
logen werden sich, dem Beispiel 
der Ärzte folgend, bevorzugt in 
großen Städten und dort vor allem 
in Wohngebieten mit gutsituierter 
Bevölkerung niederlassen. Außer- 
dem könnten sie sich ebenfalls wie 
die Ärzte in berufsständischen 
Psychologen-Kammern organisie- 
ren, um bei den Honorarverhand- 
lungen mit den Kassen möglichst 
viel herauszuholen. 

Die privatwirtschaftliche Einzel- 
praxis mit Festlegung auf Heilkun- 
de würde darüber hinaus vorbeu- 
gende und nachsorgende Maßnah- 
men enorm erschweren, da hierzu 
die enge Kooperation aller im psy- 
chosozialen Bereich tätigen Berufs- 
gruppen notwendig ist. Die Deut- 
sche Gesellschaft für Verhaltens- 
therapie — als größte organisierte 
Gruppe innerhalb der Psychologen 
— plädiert daher für eine inte- 
grierte psychosoziale Versorgung. 
Durch, interdisziplinäre Zusam- 
menarbeit in Ambulatorien sollen 
die kostspieligen Fehler der ärztli- 
chen Standespolitik vermieden 
werden. 
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Oder glbl •• tflew nur Im Ftrnsatran? 

Wenn S;e Lust zum Arbeiten haben, 

melden Sie sich bitte gleich. 

G**ucht wird eb lofort oder später 13 

Aushilfe S 

Kellner oder Serviererin ^ 

Barmann oder Bardame *3 

gelernt oeipr ungelernt, 3x wöchentlich, 13 
Tage nach Absprache, evtl. auch 

In Jehresatellung. Hoher Verdienst, ^ 

•eriöier Betrieb, gutes Betriebsklima-, »; 
Arbeitzeit von 20 bis 5 Uhr früh. 
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schadet *ems neue Stelle bekommen können, 
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Im Folgenden geben wir Auazüge wieder aus einem Gespräch von 
G. Heidenreich mit Heinrich Poll, das am "3o.9.77 im Mittags- 
magazin "Notitzbuch" im 1. Programm les Bayerischen Rundfunks 
gesendet werden sollte. 1o Minuten vor E'Jende beginn untersagte 
der Prograrnmdirektor des HU, wunthar l.ehner , die Ausstrahlung 
des Beitrags ohne Begründung. 

Das Erschreckendste für mich ist. wie pauschal die Kampagne von .Verfälschern der 
Wertordnung" .Vergiftern der Sprache" so alt gemein auf „geistige Urheber mit Feder und 
Mikrophon an Kanzel und Katheder" verweist 

BOLL: Ja, das erinnert mich sehr stark an das Ende der zwanziger Jahre. 

Das führte schließlich zu Bücherverbrennungen, und das waren ja eigentlich Verbrennungen der 
Freiheit jedes einzelnen. Sehen Sie Parallelen oder befürchten Sie. daß man sich in ähnlicher 
Richtung bewegt? 

BÖLL: Das glaube ich nicht. Das wird schon der freie Markt nicht zulassen. Es wird auch gar 
nicht so kommen. Es ist nur so, daß ich mir allmählich überlege, ob überhaupt eine, sagen wir: 
Abschaffung der Demokratie noch nötig ist. Die Leute sind ja derart eingeschüchtert, die 
Medien so vorsichtig geworden, daß man eigentlich kaum noch Gesetze zu ändern braucht. 
Die Sache läuft ja phantastisch'. , . Selbst liberlae Zeitungen werden ja schon derart konformi- 
stisch und vorsichtig, daß man kaum etwas zu unternehmen braucht. 

£r scheint mir fast so. als wären Sie selbst in das Zentrum einer Handlunggeraten, die Sie einmal in 
Ihrer Novelle .Katharina Blum" beschrieben haben. 

I 

BÖLL: Ja. Es ist nicht ganz so schlimm und wird nicht diese Folgen haben, die ich in der 
erfundenen Geschichte schilderte - aber ich muß Ihnen ehrlich sagen und sage das miteinem 
Wort: Uns langt's! Allmählich langt es uns ganz dicke hier! 

Welche Chancen sehen Sie für eine angemessene Reaktion ? 

BÖLL: Ja ich sehe nur die eine Chance, daß die öffentliche Meinung ihre Schüchternheit, ihre 
Ängstlichkeit, ihre Einschüchterung aufgibt. Es ist sehr leicht, eine Minderheit von zwanzig, 
dreißig - indem Fall fünf oder sechs - namentlich Genannten einzuschüchtern. Das wird nicht 
gelingen. Aber die Wirkung auf die allgemeine Stimmung 1 Wir gehen ja viel zu rational an die 
Dmge heran das istjaStimmungsmache, und die Springerpresse wirkt in dem Sinneaiseine Art 
Pest- Verbreitung, eine Verbreitung von Aufsatz. Die macht uns ja alle zu Aussätzigen und zu 
Unberührteren. 




| Wegen der Veröffentlichung dieser] 
™ Karikatur in einer Dokumentation! 
über politische Zensur in der BRDj 
wird der Verantwortliche, ein ehema- 
liges AStA- Mitglied an der PH West» 
Jberlsn, wegen Verunglimpfung des? 
1 Wappens der BRD angeklagt. 
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UNIVERSITÄT BREMEN 
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Diesen Brief erhielt der AStA im Anschluß 
en die Flugblattaktion zur HSG-Kovelle 
( "Liebe Lübecker Mitbürger! " ) : 
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Abgriff Lübeck ' deR 2 - Dez - 1977 

An den Allgemeinen ÖtudentenausSGhuü Luceck. 

Heute fand ich Ihren äußerst raffiniert aufgemachten Schrieb in 
Keinem Briefkasten. Ja, angesichts Ihrer Leiden kommen einem die 
Tränen. Sie wollen uns wohl für dumm verkaufen! Ich und viele meiner 
Mitbürger haben für Ihre Unzufriedenheit und immer neuen Forderungen 
keinerlei Verständnis. Da aus meiner Familie auch einige studieren, 
bin ich nicht ganz uninformiert über die Verhältnisse an den Hoch- 
schulen und wei3, daß eine kleine Minderheit von L Itralinken i4-& 
die Unruhestifter sind und mit Mördern und Räubern gemeinsame Sache 
machen. Sie wollen unseren :;taat kaputt machen und dabei vom Geld 
der Steuerzahler bequem leben. Tjaa ist Ihr wahres Anliegen! Sie 
machen sich Sorgen über die ,l Unterdrückung" des chilenischen Volkes. 
V.'ozu in die Ferne schweifen, unsere Grenzen sind offen. Uns allen 
wäre es wohler, wenn linke Chaoten wie Sie auf Himmerwiedersehen 
hinter dem eisernen Vorhang verschwänden. Ha gehören Hie hin! Ich 
bilde mir nicht ein, mit meinem Schreiben bei Ihnen auc h nur den 
geringsten Sinnes wand -jI in Ihrem knallroten Gehirn zu bewirken, 
sondern wollte Ihnen die Stimmung bei uns Lübeckern aufzeigen. 
Zum Schluß möchte ich bemerken, daß ich eine 67- jährige Rentnerin 
bin, die ihren Uamen nicht nennen mochte, weil sie nicht klammheim- 
lich verschwinden mochte, sondern sich vielmehr noch etwas an Ihren 
Enkeln erfreuen. 



La wir auch unter uns ein paar Kommilito- 
nen haben, die sich in ihrer Abgrenzungs- 
hysterie immer wieder veranlaßt sehen, zu 
bekunden, daß sie nun aber wirklich und 
ehrlich auf "dem Eoden des Grundgesetzes" 
stehen (was beim AStA und seinen Sympathi- 
santen dann wohl nicht der Fall ist...), 
erscheint es angebracht »darauf hinzuweisen, 
daß die geistigen Ziehvi:.ter dieser "unab- 
hängigen" Studenten die Verantwortung für 
derartige Auswüchse tragen. Die provoka- 
torischen Auftritte von CDU-Politikern an 
den Universitäten, von den Massenmedien 
genüßlich breitgewalzt, dienen diesen Herr- 
schaften denn auch nur dazu, sich dem klei- 
nen Kann als mutige Märtyrer zu präsen- 
tieren. Und dann tun wir uns ganz kräftig 
wundern, warum das Image der Studenten in 
der Bevölkerung so schlecht ist... 
Traurig ist dabei allerdings, daß ihnen das 
Auftreten der Links-Sektierer bei diesem 
miesen Geschäft eine willkommene Kulisse 
bereitet. 



TU-Prasidsnt beschuldigt Polizei 

Nach einer Anzeige des Präsidenten der Tech* 
nisehen Universität, Half Berger, hat die Polizei 
Ermittlungen wegen eines Vorfalls am Ramie 
dv.r kCDS- Veranstaltung mit dem CDU-Vorsit- 
zenden aufgenommen. Der Leiter der Fohzeidi- 
rekiion „City*, Güme.r Freund, bestätigte auf 
Anfrage von Heuler, daß Fi erger mehrere Poüzei- 
beamte oesenuidigte, tatenlos zugesehen z u ha- 
ben, wie Ordner der CDU einen 31jährigen So- 
ziolögiesl udenten zusammenschlugen. 

Berger und andere Augenzeugen berichteten, 
wie der . Student während der Rede Kohls im 
Foyer des „F.: n<-t -Feuter- Fla jses" aus einer den 
Saa! verlassenden Gruppe junger Leute heraus--» 
gegriffen wurde. Zwei Ordner warfen diesen 
Angaben zufolge den jungen Mann Boden, 
schleiften ihn ».n PoJu.oibeamten vorbei in eine 
Ecke des Treppenhauses, schlugen dann zu dritt 
auf ihn ein und traten den vor Schmerzen 
schreienden und bereits stark im Glicht bluten- 
den mit Fü&em ohne das die Polizc.beamten ihm 
zu Hilfe kamen, 

Augenzeugen beoh.i-Melen, wie mehrere uni- 
formierte roL^cibc^mm den Präsidenten der T!J 
daran hinderten, »Js liaushfixf dagegen eimu- 
Sfhrei'en, Nack den VtoruMi Bergor* stehle sich 
spater heraus. d^ß mindestens! einer dir Ordner 
-ein Poh'/eibeamtei :n Zivil war. Es konnte je- 
doch nicht mtt geteilt werden, ob der Beamte ira 
Diensl imt Der geprugeH-e junge Man- %-vxäi 
v . gen .v: i v .i: i ~$ dk SUatsgev^t lesv- 

6udciei.d'6cine Z&iiuna^ AAZ1} ^ 
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Knüller 1 



Rotel Receiver, 2x30 Watt Sinusleistung 

CEC BD 2200 Plattenspieler, Riemenantrieb, Harnet System Ortofon 
Heco Boxen, r je 50/70 Watt belastbar 
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Rotel Receiver, 2x45 Watt Sinusleistung 
CSC BD 2200 Plattenspieler 

Heco Boxen, 3-Weg, je 70/100 Watt belastbar 



{/ «|| O Toshiba Receiver 80 Watt \^ 

«MlUllCr C3 CEC BD 3200, Endabschaltung^" 
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Magnat Boxen, Baßreflex, ,je 4 5/60 Watt 
Diese Anlage ist Spitze ! ! 
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KnülUr des Monois 



JVC Tuner, hohe Eingangsempfindlichkeit 
T VC Verstärker, 2x25 Watt Sinus, LED-Leistungsanzeige 
•echnics Plattenspieler SL 23, Stroboskop, Technics System 
Heco Boxen 3- Weg, 100 Watt Spitzenleistung 
tT C Hifi-Turm, schwarz 

Alles zusammen für sage und schreibe 
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Dual Kassettenrecorder C 919 
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Sony Tape Deck TG "134 SD 
1 Jahr alt «Uf 



Revox Bandmas chine A 7? 
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Wega Kompakt anläge^. 
Radioteil , Verstärker Plattenspieler 
mit Isophon Boxen Ö /"N 

9 Monate alt H kr «f 3 (J,* 



Sansui Receiver 9090~1 

Ausstellungsstück ftUf HÜiO §** 
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Dual Plattenspieler GS i D 
6 Monate alt (^ U y /fS©/- 



Harman Kardon Receiver 330c 
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Rotel Receiver 2x60 Watt Sinus 
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Rotel Receiver 2x80 Watt Sinus 
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Sankyo Recorder, Frontlader, Dolby 






JVC Stereo - Equalizer 

Frequenzanhebung u. -ab Senkung 
in 7 Bereichen 
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Bei uns sind nahezu alle Marken erhältlich wie z.B. 
AKAI REVOX BOSE TOSHIBA ONRYO YAMAHA SONKYO CEC ROTEL KIRKSAETER 
MAGNAT OHM DENON DO KOR DER TANDBERG TECHNICS SONY THORENS SANSUI 
TEAC INEINITY DBX SCM C ANTON BRAUN A'iCUS TRANSROTOR JBL JVC 
LUXMAN OUADRAL MICRO NIKKO PIONEER 3ME QUAD UND VIELE ANDERE 
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